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in dem Rechtsstreit
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am
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42. Dezember 1974 , . , _ _„
Klägerin und Revisionsklägerin„

Amtsinspektor
als Urk.Beamter u. . _ »
d. Gesch.Stelle Erozeßbevollmacht1gte.

„..‚..„.... ............
‘
.....

g'e g e n

Beklagte und Revisionsbeklegte.

‚ \.

Der 1, Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 42° Dezember 1974 durch

den Präsidenten Prof° Dr° w a n n a g a t ,
die Richter Dr° S c h u b e r t und
B u r g e r .und die ehrenamtlichen Richter

D 0 y e und D e m b o w 3 k i
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 24° Jänuar

1974 aufgehoben° ‘ ' ' ‘ '

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—.

verwiesen° @

{£ *)
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Streitig ist, ob die Klägerin erwerbsunfähig oder wenigstens

berufsunfähig ist und ihr deshalb die entsprechende Versicher—

tenrente zusteht (55 25 und 24 des Angestelltenversicherungs—

gesetzes —AVG—)o

Die 1916 geborene ledige Klägerin ist — von einer 1 1/2

;ährigen Unterbrechung abgesehen — seit 1938 als Postan—

gcstellte versicherungspfliehtig beschäftigte Den im Juni

1972 gestellten Rentenentrag lehnte die Beklagte mit der

‚Begründung ab, daß durch die ärztlicherseits festgestellte

_allgemeine Gefäßverhärtung ohne Zeichen einer Herzleistungs—
minderung, die chronische Gallenblasenfunktionsstörung, die

VersehleißerSehéinungen im Bereich der Wirbelsäule mit
‚Neigung zu Muskelverspannungen sowie die Uhausgeglichen—

heit des unbewußten Nervensystems mit Neigung zu Ver-

stinnungszuständen die Erwerbsfähigkeit der Klägerin

nicht in einem die Berufsunfähigkeit oder gar die Er—

werbsunfähigkeit rechtfertigenden Ausmaß eingeschränkt

uerde (Bescheid vom 1° November 1972)°

Das Sozialgericht_($G) beauftragte Obermedizinalrat
Dr° Et::: : mit der Erstattung eines umfassenden Gut—
aehtens° Dieser stellte bei der Klägerin folgende krank—

hafte Veränderungen festf Herzmuskelsehaden, Aortensklerose,

Fehlhaltung der Halswirbelsäule und degenerative Lenden—
wirbelsäulenveränderungen, Sehleimhautpolyp in der Gallen—

blase, leichtgredise vegetative Labilität, Hallux—valgus—
Bildung beiderseits, Sakspreizfußbildung beiderseits und
Verformung der Zehen 2 bis 5 beiderseits zu Hammerzehen°
Das SG verpflichtete die Beklagte.zur Gewährung der Rente

...}-
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wegen Erwerbsunfähigkeit vom
26° April 4975)„ Im Berufung sverfahren holte das

40 Mai‘4973 an (Urteil vom
Landesso«A

ziulgericht (LSG) vom Bundesminister für das Post— und
Fernmeldewesen eine Auskunft über folgende Fragen ein:

1; Wieviel weibliche
Angestellte

sind im Bundesgebiet
im Innendienst der Bundespost als Teilzeitarbeits—
kräfte oder Halbtagskx

Besteht für die Bundes
ledige Mitarbeiterin,
einfachen Dienst (Post
beschäftigt war und da
schutz genießt, nunmehGesundheitsséhäden

nur
lich eingesetzt werden
kraft bzw° Halbtagskra
gebietes weiter zu bes

Das LSG hob die'erstinstanzlh

Klage ab° Es ging davon aus?
dem Beurteilungsergebnis des

Dro £Eä:i:; nur noch leichte'
Stellung in geschlossenen, he

den täglich verrichten könne°

Großen Senats (GS) des Bundes

‘äfte beschäftigt!

post die Möglichkeit, eine
die bisher über 50 Jahre im
zeitungsstelle) ganztat1g
her erhöhten Kündigungs—
r aber infolge verschiedener

noch 4 bis 5 Stunden tag—
kann, als Teilzeitarb01ts—

ft innerhalb des Bundes—
chäftigen?

che Entscheidung auf und wies die
daß die Klägerin entsprechend

ärztlichen Sachverständigen

Arbeiten vorwiegend in sitzender

izbaren Räumen etwa fünf Stun—

Nach den Beschlüssen des

sozialgerichts (BSG) vom 41 De—@

zember 4969 sei ihr mit dieser eingeschränkten Leistungs—
fähigkeit zwar im allgemeinen

verschlossen, weil sich aus d

ken der Amtlichen Nachrichten

(ANBA) 11/4972 bis III/4975 fi

waltungs-17 Organisations— und

rgebe, daß das Verhältnis de1
handenen und für die Klägerin

der Arbeitsmarkt praktisch

en in den Vierteljahresstatisti»

der Bundesanstalt für irbeit

ir die Berufsgruppei der Ver—

Büroberufe ausgewiesenen Zrhlen
” im Verweisungsgebiet Vor— '

in Betracht komnenden Teil—

zeitarbeitsplätze zur Zahl der Interessenten für solche

Beschäftigungen ungünstiger sei als 75 :
Klägerin bestehe jedoch die Be

ioo„ Bei der

sonderheit, daß sie ihren

‚_ 4 _
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’rbeitsplatz noch innehabe und somit nicht gezwungen sei,

sich eine neue Stelle zu suchen° Allerdings sei hierbei

zu berücksichtigen, daß ihr aufgrund ihres Gesundheits—

zustandes die Fortführung der noch ausgeübten Ganztags—

beschäftigung nicht mehr zugemutet werden könne, weil

diese auf Kosten ihrer Gesundheit gehe° Deshalb liege

auch der Hinweis der Beklagten auf die erschwerten
Voraussetzungen einer Kündigung neben der Sache" Nach

dem Auskunftsschreiben des Bundespostministeriums vom
29. November 1975 müsse indes generell davon ausgegan—

gen werden, daß die Deutsche Bundespost in der Lage sei,

eine Mitarbeiterin wie die Klägerin trotz der bei ihr
vorliegenden Gesundheitsschädigungen als Halbtagskraft

weiter zu Uä2häftigen, wenn man dabei alle Dienststellen

des bundesweiten Verwätungsbéreichs als mögliche Be;
schäftigungsstell€■in Betracht ziehe° Da sich die Klä—

‚gerin auf das gesamte Wirtschaftsgebiet der Bundes-

republik verweisen lassen müsse, könne dahingestellt

bleiben, ob ihr bei ihner bisherigen Dienststelle in
Bingen oder einer anderen Poststelle in der näheren

Umgebung ihres Wohnortes eine Stelle als Halbtags—

kraft angeboten werden könnte° Bei dieser Sachlage

könne es auch nicht mehr darauf ankommen, ob speziell

bei der Deutschen Bundespost das Verhältnis der dort

.vorhendenen Teilzeitarbeitsplätze für weibliche Hilfe»

kräfte zur Zahl der dafür in Betracht kommendenInterf
\essenten günstiger oder ungünstiger sei als 75 : 400o
Gründe sozialer oder sonstiger Art, die es rechtferti—

gen könnten, für die ledige Klägerin einen etwaigen
Umzug an einen anderen Ort als unzumutbar erscheinen

zu lassen, seien nicht gegeben. Die Klägerin sei dem—

nach weder erwerbsunfähig noch berufsunfähig (Urteil

vom24. Januar4974). *

_ 5 _
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Die Klägerin hat die vom
LSG, zugelassene Revision eingelegt°

Sie rügt die unrichtige Anwendung des materiellen Rechts so—
‘wie eine Verletzung der dem BSG obliegenden Aufklärungspflicht.

Die Klägerin beantragt, unter Aufhebung der angefochtenen.
Entscheidung die Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des SG Speyer, Zweigstelle Mä

zuweisen; hilfsweise beantrag

znfzuheben und den Rechtsstrei
EntScheidung an das LSG zurüc

Die Beklagte beantragt, die B

II

Die durchZulassungstatthaft
30weit begründet, als das eng

und der Rechtsstreit zu neuer

an das Berufungsgericht zurüc

Des LSG hat das Vorliegen von
Klägerin verneint, ohne daß 3
gibt, inwiefern die nach @ 25
erheblichen Anspruchsvorausse

nicht geprüft, ob der Klägeri1

in Betracht kommenden leichte1

Berücksichtigung der Dauer und
sowie ihres bisherigen Berufe

gen ihrer bisherigen Berufstäi

linz vom 26‚ April 1973 zurück—

;t sie, das angefochtene Urteil
t zur erneuten Verhandlung und

kzuverweisen;

evision zurückzuweisen.

e
Revision der Klägerin ist in—

efochtene Urteil aufzuheben

Verhandlung und Entscheidung

kzuverweisen ist°

Bérufsunfähigkeit bei der
ich aus seiner Entscheidung er—
AbsL 2 AVG für die Rente rechts?

tzungen fehlen, So hat das LSG

i die gesundheitlich allein noch

1 Halbtagstätigkeiten unter
:_1 des Umfangs ihrer Ausbildung

und der besonderen ßnfordcrun—

;igkeit zugemutet werden können

(% 23 Abs° 2 Satz 2 AVG)° Die

Zumutbarkeit des Verweisungsbé
einem Vergleich der tariflich6

‘Bntscheidung über die soziale

rufes richtet sich u„a„ nach

n Einstufung des bisher ausge—

- 6 -
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übten Berufes mit der tariflichen Bewertung der noch

gesundheitliCh in Betracht kommenden Tätigkeiten (vgl°

BSG in SozR Nrn‚ 619 4027 405 zu S 4246 RVG), wobei

die etwaige Weiterzahlung des Gehalts aus Gründen des

Besitzstandes nicht rechtserheblich sein kann (vgl°

hier2u eingehend Hhida in DAngVers 4974, 462, 464 unter

Hinweis auf die Rechtsprechung des BSG)° Das LSG hat
aber weder die tarifliche Einstufung der bisherigen

Beschäftigung der Klägerin als Postangestellte fest—

‘gcstellt, noch geprüft, welcher Vergütungsgruppe eine

Tätigkeit zuzuordnen wäre, die ihrem—ircstlichen

__Leistungsvermögen entspräche° Zu dieser Prüfung dürfte

die Beiziehung der Personalakten der Klägerin von
ihrem bisherigen Dienstherrn zweckmäßig sein° Selbst

wenn sie danach auf die gesundheitlich allein noch

ausführbaren leichten sitzenden Tätigkeiten zumutbar

' im Sinne von 5 25 Abs. 2 Satz 2 AVG verwiesen werden

könnte‚ wäre gemäß @ 25 Abs° 2 Satz 1 AVG gleich-

wohl noch zu prüfen gewesen, ob ihre’Erwerbsfähig—
keit in Verweisungsberuf mindestens die Hälfte des

Durchschnittseinkommens einer Vergleichsperson im
bisherigen Beruf erreicht (vgl. Urteil des erkennendeny

Senats vom45° Juli 1969 in SozRNr., 75 zu s 4246 EVO)°
Da die Klägerin

— zeitlich'gesehen „ nur noch eine

modifizierte Leistungsfähigkeit von 5 Stunden täglich

besitzt, ist dies nicht von vornherein selbstverständ—

lich (vgl° hierzu das von Hnida aaO S° 465 angeführte

Beispiel, ferner BSG—Urteilvom9„ Mai 1974_ 1”;RA"
252/75}a5Der nach 3 25 Abs° 2 Satz 4 AVG erforder—
liche Vergleich zwischen der Erwerbsfähigkeit dert

Klägerin und der Vergleichsperson ist vom LSG aber

ebenfalls nicht vorgenommen worden; jedenfalls ent-

hält das Urteil auch hierzu weder tatsächliche Fest—

stellungen noch rechtliche Erwägungena-

i'r. "}
. ‚ _ 7 _
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Da somit die Ausführungen des LSG nicht ausreichend erkennen

lassen, daß die gesetzlichen Tatbestadsmerkmale für den

Anspruch auf Rente wegen Berufsunfähigkeit fehlen, kann das

angefochtene Urteil schon deswegen keinen Bestand haben,

Die für die abschließende Entscheidung insoweit noch er—
forderlichen Feststellungen kann das Revisionsgericht nicht

selbst treffen. Der Rechtsstreit ist daher an das Berufungs—
‚gericht zurückzuverweisén (@ 470 Abs° 2 Satz 2 des Sozial—

gerichtsgesetzes —SGG—)° Sollte das LSG bei seiner neuen

Entscheidung hinsichtlich des der Klägerin verbliebenen
Leistungsvermögens wiederum die Beurteilung des Obere
medizinalrates Dr° E?MMWW# zu“mGrunde legen, so wird das

LSG — worauf die Revision Zutreffend hinweist — zu beachten

haben, daß dieser ärztliche Sachverständige in seinen

Gutachten vom_9‚ März 1975 die Leistungsfähigkeit nicht

nur — entsprechend der bisherigen Annahme des LSG — auf

körperlich leichte, vorwiegend im Sitzen auszuführende Ü
.

Halbtagsarbeiten in geschlossenen heizbaren Räumen, sondern

darüber hinaus auch auf nervlich nicht belastende und nicht

zu einer Zwangshaltung_führende Tätigkeiten (Maschinen—

schreiben) beschränkt hat° Schon deswegen ist die bis—

herige Anfrage des LSG beim Bundespostministerium, in

welcher diese gesundheitlichen Leistungseinschränkungen

der Klägerin nicht vollständig wiedergegeben sind, für

'die erforderliche Prüfung, ob der für sie noch in
Betracht kommende Teilzeitarbeitsmarkt im Sinne der Be—

' Schlüsse des GS des BSG vom„fl’l° Dezember 4969 (BSG 30,
167, 192) offen oder praktisch verschlossen ist, nicht

geeignet. '

Unter Berücksichtigung des vom LSG festgestellten Fort—

bestehen3 des Arbeitsverhältnisses der Klägerin beim‘

Postamt Bingen und_im Hinblick auf die naheliegende .
Möglichkeit einer Halbtagsbeschäftigung bei Heranziehung

„ 8 -‘
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sämtlicher Dienststellen der bunünweiten Postverwaltung

ist es zwar nicht zu beanstanden, daß das LSG seine

Ermittlungen der in Betracht kommenden Teilzeitarbeits—

plätze zunächst auf eine Auskunft des Bundespostniniste-
riums beschränkt hat. Dem LSG kann aber nicht in der An—

'nahme gefolgt werden, im Falle der Klägerin komme es nicht

mehr darauf an, ob das Verhältnis der vorhandenen Teilzeit—

arbeitsplätze für weibliche Kräfte mit dem Leistungsver—

mögen der Klägerin zur Zahl der dafür in Betracht kommen—

den Interessenten günstiger oder ungünstiger ist als

75 : ice. Ansonsten würde bei der Klägerin ein anderer
rechtlicher Bewertungsmaßstab zu Grunde gelegt als er in

den genannten Beschlüssen für sämtliche Versicherte mit
eingeschränkter Leistungsfähigkeit vdrgesehen ist. Der GS

hat die Feststellung, in welchem Ausmaß es geeignete Teil—

zeitarbeitsplätze für einen in seiner Leistungsfähigkeit

geminderten Versicherten gibt, für entbehrlich gehalten,

wenn der Versicherte einen entsprechenden Arbeitsplatz

tatsächlich innehat (vgl. BSG Bo, 467, 185). Dieser Aus—
nahmefall scheidet indes hier aus, weil nach den für das

Revisionsgericht gemäß 3 465 SGG bindenden Feststellungen

des LSG das zwischen der Klägerin und der Deutschen Bun—
despost noch bestehende Arbeitsverhältnis eine Ganztags—

bcschäftigung betrifft, welche die Klägerin aus gesund—
heitlichen Gründen nicht mehr ausüben kann. Das BSG hat

als weitere Ausnahme von der notwendigen Feststellung

des genauen Ausmaßes geeigneter Teilzeitarbeitsplätze
auch die Fälle anerkannt, in denen ein Versicherter es

ohne triftigen Grund ablehnt7 einen ihm angebotenen oder
sonstwie bekanntgewordenen zumutbaren Arbeitsplatz ein—

zunehmen, der seiner körperlichen und geistigen Leistungs—

fähigkeit entspricht (vgl„ BSG aaO)° Unter Berücksichti—

gung dieses Gesichtspunktes darf das LSG die sonst für

die Frage des praktisch verschlossenen Arbeitsmarktes

ma■geblichen Verhältniszahlen allenfalls dann unbeacht—

liCh lassen, wenn die noch erforderlichen Ermittlungen
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ergeben‘sollten, daß die Klägerin im Bereich ihres bisherigen

Wohnortes einen ihrem eingeschränkten Leistungsvermö3en ent-

sprechenden Teilzeitarbeitsplatz bei der Deutschen Bundespost

erhalten oder von den für ihren Wohnort zuständigen Arbeits—

amt auf einen anderen geeigneten Teilzeitarbeitsplatz vermittelt

werden könnte (vgl. hierzu BSGin SozR N'rn° 441 und 415

zu s 4246 RVOL ' ‘

Die Kostenentscheidung bleibt der den Rechtsstreit ab—

schließenden Entscheidung vorbehalten.
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